
Donnerstag, 14. März 2024   
Ausgabe 053
ru.muenchen.de
Als Newsletter oder Push-Nachricht 

unter muenchen.de/ru-abo

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8, 80313 
München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

RathausUmschau

Inhaltsverzeichnis
Terminhinweise für Medien	 2
Bürgerangelegenheiten	 3
Meldungen	 3
	› Einkommensgrenzen für freiwillige Leistungen werden angepasst	 3
	› Politische Bildung: Willy-Brandt-Gesamtschule gewinnt Wettbewerb	 4
	› Sitzung der Kommission für Stadtgestaltung 	 5
	› Bauzentrum: Online-Infoabend „Modernisierung mit Konzept“	 6
Antworten auf Stadtratsanfragen	 7

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat	
Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften	



Rathaus Umschau
14.3.2024, Seite 2

Terminhinweise für Medien

Freitag, 15. März, 9.30 Uhr, Tonnenhalle im Kreativquartier (Eingang 
zur Baustelle an der Dachauer Straße 110)
Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer informiert gemeinsam mit 
der Vorsitzenden des Bezirksausschusses 9 (Neuhausen-Nymphenburg), 
Anna Hanusch, und Stadtdirektor Detlev Langer über ein Schadensbild an 
der historischen Bausubstanz der Tonnenhalle und das damit einherge-
hende Sanierungskonzept.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet.

Wiederholung
Freitag, 15. März, 11 Uhr, Kinder- und Jugendrathaus, Rathaus, Land-
schaftstraße/Ecke Dienerstraße
Bürgermeisterin Verena Dietl stellt den Gewinner des Logo-Wettbewerbs 
für das Kinder- und Jugendrathaus vor und gibt weitere Neuigkeiten be-
kannt. Von Ende Dezember bis Mitte Februar wurden im Rahmen des 
Wettbewerbs Ideen eingereicht, über die abgestimmt werden konnte.

Wiederholung
Freitag, 15. März, 17 Uhr, Kultur- und Bürgerhaus Pelkovenschlössl, 
Moosacher St.-Martins-Platz
Bürgermeisterin Verena Dietl, der Moosacher Bezirksausschussvorsitzende 
Wolfgang Kuhn und Kulturreferent Anton Biebl sprechen anlässlich des 
20-jährigen Bestehens des Kultur- und Bürgerhauses Pelkovenschlössl.

Wiederholung
Freitag, 15. März, 19 Uhr, Rathausgalerie
Zur Eröffnung der Ausstellung mit den Nominierungen für die Förderpreise 
2024 im Bereich Bildende Kunst, Architektur, Design, Fotografie und 
Schmuck sprechen Stadtrat David Süß (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) 
in Vertretung des Oberbürgermeisters und Stadtdirektor Marek Wiechers 
in Vertretung des Kulturreferenten.

Dienstag, 19. März, 18 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) begrüßt in Vertretung des Oberbürgermeisters bei einem Steh-
empfang Teilnehmende der internationalen Konferenz „Planning, Law, and 
Property Rights“.
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Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 21. März, 18.15 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt-Lehel). Zu Beginn der Sitzung 
findet eine Bürgersprechstunde statt.

Donnerstag, 21. März, 19 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasserburger 
Landstraße 32 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 15 (Trudering-Riem)

Meldungen

Einkommensgrenzen für freiwillige Leistungen werden angepasst
(14.3.2024) Der Sozialausschuss des Stadtrats hat in seiner heutigen Sit-
zung eine Anhebung der Einkommensgrenzen für freiwillige Leistungen 
der Stadt beschlossen. Diese steigen für einen Ein-Personen-Haushalt von 
bisher 1.660 auf jetzt 1.800 Euro netto, für eine alleinerziehende Person mit 
zwei Kindern unter 14 Jahren von 2.650 auf 2.880 Euro netto. Die neuen 
Grenzen gelten ab dem morgigen 15. März.
Zu den freiwilligen Leistungen gehören beispielweise der München-Pass 
mit Isarcard S und Befreiung von den Kita-Beiträgen in bestimmten Ein-
richtungen, Zuschüsse zum Kauf eines Laptops für Senior*innen, der kos-
tenlose soziale Mittagstisch in Einrichtungen der offenen Altenhilfe oder 
Zuschüsse aus dem Wärmefonds.
Der Sozialausschuss hat zudem beschlossen, dass die Einkommensgren-
zen nach einer neuen Methode ermittelt werden. Dabei werden die Ar-
mutsgefährdungsschwelle laut Mikrozensus und die Veränderungen des 
Verbraucherpreisindexes berücksichtigt, einschließlich eines Aufschlags für 
einkommensschwache Haushalte. 
Zukünftig sollen die Einkommensgrenzen nach dieser neuen Methode 
jeweils zum 1. Januar eines Jahres angepasst werden. Grundlage der 
neuen Methode sind die Ergebnisse einer wissenschaftlichen Expertise 
vom Herbst 2023, die das Sozialreferat in Auftrag gegeben hatte. Bislang 
wurden die Einkommensgrenzen für freiwillige Leistungen im Rahmen der 
Erstellung der Armutsberichte ermittelt und waren ohne Berücksichtigung 
von Preissteigerungen bis zur Vorlage des nachfolgenden Armutsberichts 
gültig. 
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Bürgermeisterin Verena Dietl: „Wir ermöglichen mit unseren freiwilligen 
Leistungen vielen Münchner*innen mit niedrigen Einkommen mehr Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben. Mit der neuen Methode zur Ermittlung 
der Einkommensgrenzen und der jährlichen Anpassung können wir noch 
mehr als bisher die reale Preisentwicklung und damit die tatsächliche Be-
lastung der Münchner Haushalte berücksichtigen.“
Weitere Informationen zum Thema sind zu finden unter https://stadt.muen-
chen.de/infos/freiwillige_leistungen.html.

Politische Bildung: Willy-Brandt-Gesamtschule gewinnt Wettbewerb
(14.3.2024) Den Achtklässler*innen der Städtischen Willy-Brandt-Gesamt-
schule ist ein Riesenerfolg gelungen. Mit ihrem Podcast zum Thema „Zi-
viler Ungehorsam für den Klimaschutz: Wie weit darf der Protest gehen?“ 
haben die Mittelschüler*innen den 1. Platz im bundesweiten Schüler*in-
nen-Wettbewerb der Bundeszentrale für Politische Bildung belegt. Ihr 
Preis: eine fünftägige Klassenreise nach Berlin, wo Bundeskanzler Olaf 
Scholz sie persönlich im Bundeskanzleramt empfangen wird.
Entstanden ist der Podcast als Projektarbeit im Fach GPG (Geschichte/
Politik/Geographie) unter Leitung der Lehrkraft Adelina Maloku. Der Bei-
trag konnte sich im Wettbewerb gegen 1.900 weitere Einsendungen 
durchsetzen. Für den Auswahlprozess zeichnete eine 38-köpfige Jury mit 
Vertreter*innen aus Schulen, Ministerien, Universitäten, Jugendvereinen, 
Bildungsinstitutionen und Mediennetzwerken verantwortlich.
Schulstreiks, Klimakleber*innen, Waldbesetzer*innen – um die mediale 
Aufmerksamkeit auf die eigenen Themen zu lenken, greifen Klimaakti-
vist*innen mitunter heftig in das öffentliche Leben ein. Wie weit darf der 
Protest gehen, fragen die Schüler*innen der Klasse 8H der Städtischen 
Willy-Brandt-Gesamtschule in ihrem preisgekrönten Podcast. Um hier zu 
einer belastbaren Haltung zu kommen, betrieben sie sechs Wochen lang 
umfangreiche Recherchen, interviewten Menschen in ihrem sozialen Um-
feld, sprachen mit Aktivist*innen der Letzten Generation und befragten 
Politiker*innen und Journalist*innen. Auf Grundlage dieser Erkenntnisse 
schärften die Schüler*innen die Argumente für und gegen den Einsatz von 
zivilem Ungehorsam bei Klimaschutz-Protesten und entwickelten im Rah-
men einer Pro-Contra-Debatte ihre abschließende Haltung. Zwei Positions-
linien im eigenen Klassenzimmer markierten, wie stark sich diese Haltung 
im Verlauf der Recherchen veränderte. Diesen Meinungsbildungsprozess 
zeichnet der siebenminütige Podcast nach. 
Der Schülerwettbewerb zur politischen Bildung ist der größte Wettbewerb 
zur politischen Bildung im deutschsprachigen Raum. Träger ist die Bundes-
zentrale für politische Bildung, die ihn seit 1971 mit jährlich wechselnden 
Aufgabenstellungen zu aktuellen gesellschaftlichen Themen durchführt. 

https://stadt.muenchen.de/infos/freiwillige_leistungen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/freiwillige_leistungen.html


Rathaus Umschau
14.3.2024, Seite 5

Der Wettbewerb richtet sich schulformübergreifend an die Jahrgangsstu-
fen 4-12 mit zwei unterschiedlichen Schwierigkeitsgraden für die Klassen-
stufen 4-8 und 8-12. Seit Beginn des Wettbewerbs haben bereits mehr als 
drei Millionen Schülerinnen und Schüler daran teilgenommen, jährlich sind 
es zirka 60.000 junge Menschen.
Stadtschulrat Florian Kraus: „Der Erfolg der Mittelschüler*innen von der 
Städtischen Willy-Brandt-Gesamtschule freut mich ungemein und ich gra-
tuliere allen Jugendlichen und allen Lehrkräften, die sich mit voller Energie 
in diesem Projekt engagiert haben. Die Auseinandersetzung mit demokra-
tischer Willensbildung liegt mir sehr am Herzen. Daher verstehe ich diese 
Auszeichnung auch als Bestätigung unseres Engagements, Demokratiebil-
dung an den Städtischen Schulen in München zu fördern.“
Schulleiterin Annette Antesberger: „Es ist uns ganz allgemein wichtig, poli-
tische Bildung und Partizipation der Schüler*innen und Schüler im Schulall-
tag zu integrieren. Dafür stehen Formate wie der wöchentliche Klassenrat, 
regelmäßige Sitzungen des Schüler*innenparlaments oder die Aktionen 
als UNESCO-Projektschule. Die Teilnahme unserer Schule an dem Schüler-
wettbewerb der Bundeszentrale für politische Bildung ist Ausdruck dieser 
Kultur und ich freue mich für die Klasse über den fantastischen Erfolg.“

Sitzung der Kommission für Stadtgestaltung 
(14.3.2024) Die 301. Sitzung der Kommission für Stadtgestaltung der Lan-
deshauptstadt München findet am Dienstag, 19. März, ab 16 Uhr im Klei-
nen Sitzungssaal des Rathauses statt.
Folgende Tagesordnungspunkte werden behandelt:
1.	 Karlsplatz 21/Bayerstraße 1, Umbau, Erweiterung und Nutzungsände-

rung eines Warenhauses, Entwurfsverfasser: steidle architekten GmbH, 
München, Bauherr: Karlsplatz 21-24 Verwaltungs GbR.

2.	 Residenzstraße 15, Abbruch und Neubau Geschäfts- und Bürogebäude 
– Vorbescheid, Entwurfsverfasser: Nöfer Gesellschaft von Architekten 
mbH, Berlin, Bauherr: Holler Stiftung, München.

3.	 Baubergerstraße 34, Neubau eines Gebäudes mit Büro- und Gewerbe-
nutzungen mit Tiefgarage, Entwurfsverfasser: ARGE Baubergerstraße 
03 Architekten/HK Architekten, Bauherr: Bauberger Straße GmbH & Co. 
KG.

4.	 Nymphenburger Straße 112, Revitalisierung und Erweiterung eines Bü-
rogebäudes, Einbau einer erdgeschossigen Gastronomie mit zwei Un-
tergeschossen und einer zweigeschossigen Tiefgarage – Vorbescheid, 
Entwurfsverfasser: holger meyer GmbH, Bauherr: Projektgesellschaft 
BDT 15 mbH & Co. KG.

Achtung Redaktionen: Rückfragen an das Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, Telefon 233-24358, 
E-Mail stadtgestaltungskommission@muenchen.de.
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Bauzentrum: Online-Infoabend „Modernisierung mit Konzept“
(14.3.2024) Das Bauzentrum München lädt in Kooperation mit dem Bau-
herren-Schutzbund e.V. am Dienstag, 19. März, 18 Uhr, ein zum Online-In-
foabend „Modernisierung mit Konzept – Tipps für Erwerber*innen und 
Eigentümer*innen von Bestandsimmobilien“. Die Teilnahme ist kostenfrei. 
Eine Online-Anmeldung ist erforderlich unter https://t1p.de/m7wms.
Beim Erwerb einer Bestandsimmobilie gilt es, den Bauzustand und Sanie-
rungsbedarf vom äußeren Augenschein her einzuschätzen. Die Geschichte 
des Hauses und baujahrstypische Besonderheiten können dazu wertvolle 
Hinweise geben. Vorausschauend handeln bei Instandsetzung und Mo-
dernisierung bedeutet, bestimmte Maßnahmen sinnvoll zu kombinieren 
und zum passenden Zeitpunkt durchzuführen. Bauherrenberaterin und Ar-
chitektin Sabine Healey erläutert anhand von Beispielen, wie dabei vorge-
gangen werden sollte und bei welchen entscheidenden Punkten fachliche 
Unterstützung sinnvoll ist.
Weitere Infos unter veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum, per E-Mail 
an bauzentrum@muenchen.de oder telefonisch unter 546366-0.

https://t1p.de/m7wms
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 14. März 2024

München geht voran: Sicherheit und Schutz der Jugend stärken – Mo-
dellkommune zur Abgabe von Cannabis werden
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Christian Köning, Barbara Likus, 
Lena Odell, Klaus Peter Rupp, Julia Schönfeld-Knor, Andreas Schuster, Fe-
lix Sproll, Christian Vorländer (SPD/Volt-Fraktion) und Anja Berger, Beppo 
Brem, Mona Fuchs, Hannah Gerstenkorn, Anna Hanusch, Marion Lüttig, 
Thomas Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser, Sybille Stöhr (Fraktion Die Grü-
nen – Rosa Liste) vom 19.4.2023

Digitale Karte zum Ausbau der Fernwärme
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
29.6.2023

Gemeinsames Konzept für Oide Wiesn und Zentrallandwirtschaftsfest
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
6.10.2023

Die Stadt beendet die öffentliche Aufforderung zur Denunziation von 
Mitbürgern
Antrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 20.11.2023
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München geht voran: Sicherheit und Schutz der Jugend stärken – Mo-
dellkommune zur Abgabe von Cannabis werden
Antrag Stadtrats-Mitglieder Kathrin Abele, Christian Köning, Barbara Likus, 
Lena Odell, Klaus Peter Rupp, Julia Schönfeld-Knor, Andreas Schuster, Fe-
lix Sproll, Christian Vorländer (SPD/Volt-Fraktion) und Anja Berger, Beppo 
Brem, Mona Fuchs, Hannah Gerstenkorn, Anna Hanusch, Marion Lüttig, 
Thomas Niederbühl, Angelika Pilz-Strasser, Sybille Stöhr (Fraktion Die Grü-
nen – Rosa Liste) vom 19.4.2023

Antwort Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek:

Sie beantragen eine Bewerbung der Landeshauptstadt München als Mo-
dellkommune für die geplante kontrollierte Abgabe von Cannabis und ent-
sprechende Vorbereitungen durch das Gesundheitsreferat. Des Weiteren 
soll eine Bevölkerungsbefragung zum Thema Cannabis und der geplanten 
gesetzlichen Neuregelung durchgeführt werden, mit dem Ziel, entspre-
chende Informations- und Hilfeangebote so weiterzuentwickeln, dass sie 
den Bedarfen und Erwartungen der Bürger*innen entsprechen. Besondere 
Beachtung soll dabei dem Schutz der Konsument*innen und vor allem Ju-
gendlichen gewidmet werden.

Zunächst bedanke ich mich für die gewährte Fristverlängerung.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt erlaube ich mir, Ihren Antrag vom 
19.4.2023 als Brief zu beantworten und teile Ihnen auf diesem Wege Fol-
gendes mit:

Die Bundesregierung beabsichtigt die Einführung einer kontrollierten Ab-
gabe von Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken. Dazu hat die Bun-
desregierung den Gesetzentwurf „zum kontrollierten Umgang mit Canna-
bis und zur Änderung weiterer Vorschriften“ (Cannabisgesetz) vorgelegt. 

Der Gesetzentwurf basiert auf dem im April 2023 vorgestellten 2-Säu-
len-Eckpunktepapier der Bundesregierung. Danach soll in einem ersten 
Schritt der Anbau in nicht-kommerziellen Vereinigungen und der private 
Eigenanbau ermöglicht werden. Die Vereinigungen müssen Auflagen zu 
Jugendschutz und Prävention erfüllen. So besteht die Verpflichtung zur Zu-
sammenarbeit mit den Suchtpräventions- und Beratungseinrichtungen vor 
Ort. In einem zweiten Schritt soll in ausgewählten Regionen ein Modellvor-
haben umgesetzt werden, bei dem lizensierten und staatlich kontrollierten 
Unternehmen die Produktion, der Vertrieb und die Abgabe von Cannabis 
ermöglicht wird. 
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Das Cannabisgesetz sollte ursprünglich am 1. Januar 2024 im Bundestag 
verabschiedet werden. Aktuell wird der 1. April 2024 kommuniziert. Mit 
Verabschiedung des Gesetzes wäre der Anbau, Besitz und Konsum von 
Cannabis für Erwachsene mit gewissen Einschränkungen straffrei. Der ge-
meinsame Anbau soll in Cannabisanbauvereinigungen ermöglicht werden.

Die Planung von Modellkommunen ist ein Vorhaben, das der sog. zweiten 
Säule des Vorhabens der Bundesregierung zur Liberalisierung von Cann-
abis zugeordnet ist. Diese zweite Säule ist bisher noch nicht über einen 
Referentenentwurf detaillierter beschrieben. Dieser Teil des Gesamtvor-
habens ist voraussichtlich weiterhin notifizierungspflichtig, somit ist die 
Abstimmung mit der EU-Kommission abzuwarten sowie die angekündigte 
enge Abstimmung mit verschiedenen europäischen Partnern. Deshalb be-
stehen aktuell noch keine konkreten Vorgaben für die Bewerbung als Mo-
dellkommune bzw. für die Umsetzung einer Modellkommune.

Frau 3. Bürgermeisterin Verena Dietl hat sich am 7.7.2023 mit einem Schrei-
ben an den Bundesdrogenbeauftragten Herrn Burkard Blienert gewandt, 
um das Interesse der Landeshauptstadt München an einer Bewerbung als 
Modellkommune zu signalisieren und informiert zu werden, sobald konkre-
tere Vorgaben zur Umsetzung der Modellkommunen und zur Bewerbung 
vorliegen.

Eine Bevölkerungsbefragung mit dem Ziel, die Bedarfe und Erwartungen 
der Münchner Bürger*innen an Informations- und Hilfeangebote zu erfas-
sen, ist mit einem hohem Ressourcenaufwand verbunden. Aufgrund des 
zu erwartenden Umfangs kann eine solche Erhebung nicht durch das Ge-
sundheitsreferat durchgeführt werden. Für eine fachlich fundierte Untersu-
chung ist die Vergabe an ein sozialwissenschaftliches Institut erforderlich, 
was mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre. Zudem sind 
die meisten Suchthilfeangebote in München nicht in der Steuerung durch 
die Landeshauptstadt München, sodass eine direkte Einflussnahme auf 
die Konzepte und Leistungen nicht möglich ist.

Das Drogenreferat der Stadt Frankfurt am Main hat eine repräsentative 
Befragung der Frankfurter Bevölkerung zum Thema Cannabis durchgeführt, 
deren Ergebnisse das Gesundheitsreferat (GSR) für die Überlegungen zum 
Bedarf in München einbezieht. Von 2.607 erwachsenen Befragten aus der 
Frankfurter Bevölkerung stimmen etwa zwei Drittel der Befragten einer 
kontrollierten Abgabe von Cannabis uneingeschränkt oder eher zu. Dabei 
spricht sich eine große Mehrheit für umfassende Präventionsmaßnah-
men und die Beachtung des Jugendschutzes aus. Das Suchthilfeangebot 
Frankfurts stößt auf hohe Akzeptanz bei den Bürger*innen, der Bekannt-
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heitsgrad sollte aber noch gesteigert werden. Zudem sollen Ärztinnen und 
Ärzte fortgebildet und Safer-Use-Möglichkeiten vermittelt werden.

Zur Konsumhäufigkeit bei legalisiertem Zugang zu Cannabis gaben 61% 
der Befragten an, weiterhin kein Cannabis zu gebrauchen, 11,7% würden 
weiterhin so konsumieren wie aktuell, 8,2% würden Cannabis nach langer 
Abstinenz mal wieder konsumieren und 3,6% würden Cannabis erstmalig 
probieren. 1,4% der Befragten gaben an, mehr Cannabis konsumieren zu 
wollen als bisher. 

Die vollständige Befragung steht zum Download bereit unter https://frank-
furt.de/service-und-rathaus/verwaltung/aemter-und-institutionen/drogenre-
ferat/aktuell/drogenmonitoring-in-frankfurter-konsumrumen.

Da eine Befragung der Bevölkerung zur Anpassung bestehender Präven-
tions- und Hilfsangebote auch deshalb nicht zielführend erscheint, weil 
diese oft in ihrer Konzeption nicht entsprechend bekannt sind, hat das GSR 
im November 2023 stattdessen ein erstes Gespräch mit Expert*innen der 
Suchtprävention und der Frühintervention durchgeführt, um den Bedarf an 
Modifizierung bzw. Ergänzung bestehender Angebote oder an zusätzlichen 
Angeboten zu erheben. 

Als Ausweitung des bisherigen Angebots sehen das GSR, das Sozialreferat 
sowie die befragten Expert*innen freier Träger eine Jugendsuchtberatung 
als erforderlich an. Eine Konkretisierung wird geprüft. Zudem sind die An-
gebote zur Frühintervention aufzustocken, auf die konsumierende Jugend-
liche verwiesen werden sollen. Die erforderlichen Kapazitäten sind aktuell 
noch nicht abschätzbar. 

Zudem sehen die Expert*innen Bedarf an verstärkter fachlicher und kon-
zeptioneller Auseinandersetzung mit dem Thema Cannabiskonsum, etwa 
durch Fortbildungen für pädagogisches Personal, insbesondere in der 
Jugendhilfe und an den Schulen. Gleiches gilt für Mitarbeiter*innen der 
Bezirkssozialarbeit aufgrund der Einschätzung einer Kindeswohlgefähr-
dung bei wiederholten Aufgriffen Jugendlicher und für die Entwicklung von 
Standards und Verfahren zwischen Polizei und Jugendamt. Bedarf besteht 
möglicherweise auch in der Jugendgerichtshilfe und anderen relevanten 
Bereichen. Auch sind Konzepte in Jugendarbeit, Jugendhilfe und Bildungs-
wesen sowie Einrichtungen der Suchthilfe zu überarbeiten und stärker auf 
den Umgang mit Cannabis konsumierenden Minderjährigen und jungen 
Erwachsenen anzupassen.
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Neben Kindern und Jugendlichen sind auch andere vulnerable Gruppen 
zu adressieren wie junge Erwachsene, psychisch Erkrankte, Schwangere 
und ältere Menschen. Hinsichtlich Cannabis konsumierender Eltern sind 
Inhalte, Materialien und Formate zu entwickeln, wie Anbau, Aufbewahrung 
und Konsum in Familien mit Minderjährigen gestaltet werden sollten.

Das GSR wird das Gesetzgebungsverfahren sowie die weitere Entwick-
lung des Legalisierungsvorhabens und seiner Wirkungen aktiv verfolgen 
und die Teilnahme an einem Modellvorhaben prüfen, sobald die rechtlichen 
Vorgaben dazu vorliegen. Ebenso werden die möglichen Anpassungen von 
Präventionsmaßnahmen weiterhin thematisiert und begleitet. Ein weiteres 
Expert*innengespräch zur Suchtprävention ist für den Sommer 2024 ge-
plant.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Digitale Karte zum Ausbau der Fernwärme
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
29.6.2023

Antwort Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Mit o.g. Stadtratsantrag bitten Sie die SWM um die Erstellung einer digi-
talen Karte, auf der hausnummernscharf erkennbar ist, wo in München 
Fernwärmeanschlüsse bereits verfügbar sind bzw. bis wann der Ausbau 
geplant ist.

Nach § 60 Abs.9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtratsmit-
glieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadtrat 
zuständig ist. Informationsangebote zur Fernwärmeplanung fallen jedoch 
nicht in die Zuständigkeit des Stadtrates oder als laufende Angelegenheit 
in die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters, sondern in den operativen 
Geschäftsbereich der SWM. Eine beschlussmäßige Behandlung der An-
gelegenheit im Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich. Daher wird der 
Antrag im Folgenden als Brief beantwortet. 

Das Referat für Klima- und Umweltschutz (RKU) arbeitet aktuell, unter-
stützt von den SWM, an der kommunalen Wärmeplanung. Alle Kommunen 
werden nach den Plänen der Bundesregierung gesetzlich verpflichtet wer-
den, eine solche Wärmeplanung zu erstellen. Ziel ist dabei ein Plan, der für 
die gesamte Stadt darstellt, in welchen Quartieren künftig welche klima-
neutrale Wärmeversorgung möglich ist. Das heißt, in welchem Quartier 
wird es Fernwärme geben, wo sind Nahwärmenetze sinnvoll und wo sind 
individuelle Lösungen wie z.B. Wärmepumpen möglich. Mit Abschluss der 
Planungen sollen die Immobilienbesitzer mehr Klarheit darüber haben, wel-
che Wärmeversorgung in welchen Zeiträumen für sie in Frage kommt.

Ein wichtiger Baustein der Wärmewende ist die Fernwärme. Deshalb arbei-
ten die SWM parallel zu den Aktivitäten des RKU am Transformationsplan 
Fernwärme. Hier wird untersucht, wo Fernwärme verdichtet werden kann 
und in welchen Bereichen eine Erweiterung des bestehenden Netzes in 
Betracht kommt. Für die Weiterentwicklung der Fernwärme müssen neue 
Erzeugungsanlagen (vor allem Geothermieanlagen), aber auch in größerem 
Umfang weitere Leitungen gebaut werden. Der Umbau und die Erweite-
rung der Fernwärmeversorgung ist eine enorme Aufgabe, die sich voraus-
sichtlich bis in die 2040er Jahre erstrecken wird.
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Die SWM beabsichtigen, den Transformationsplan Fernwärme im April 
2024 im Stadtrat vorzustellen. Parallel zur Behandlung im Stadtrat wird 
dann eine Karte zur kommunalen Wärmeplanung auf dem Geoportal Mün-
chen zur Verfügung stehen und ebenso eine Karte zu den Fernwärmever-
dichtungs- und  -ausbaugebieten. Interessent*innen können ihre Adresse 
eingeben und erhalten dann Informationen zu möglichen Wärmeversor-
gungslösungen. 

Bereits jetzt können Sie unter „Ausbau und Modernisierung des Fernwär-
menetzes – Geschäftskunden | SWM“ https://www.swm.de/geschaefts-
kunden/fernwaerme/modernisierung-netz sehen, in welchen Gebieten das 
bestehende Fernwärmenetz verdichtet werden soll. Die Karten werden 
künftig entsprechend dem Fortschritt der Planungen laufend aktualisiert 
werden.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Gemeinsames Konzept für Oide Wiesn und Zentrallandwirtschaftsfest
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
6.10.2023

Antwort Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Sie beantragten, dass das Referat für Arbeit und Wirtschaft in Zusammen-
arbeit mit dem Bayerischen Bauernverband und dem Festring München 
e.V. ein Konzept entwerfen möge, wie künftig Oide Wiesn und Zentralland-
wirtschaftsfest (ZLF) alle vier Jahre gleichzeitig im südlichen Teil der The-
resienwiese stattfinden können.
Nach Möglichkeit solle das Konzept schon 2024 greifen, spätestens jedoch 
2028.

Da sich Ihr Antrag für das Jahr 2024 bereits durch die Entscheidung des 
Bayerischen Bauernverbandes erledigt hat, in diesem Jahr kein Zent-
ral-Landwirtschaftsfest zu veranstalten, und weil das Referat für Arbeit und 
Wirtschaft bereits an der Umsetzung des von Ihnen beantragten Veranstal-
tungsformats gearbeitet hat und weiterarbeiten wird, erlaube ich mir, Ihren 
Antrag anstelle einer Stadtratsvorlage als Brief zu beantworten.

Zum Sachstand kann ich berichten: 
Nach dem Bekanntwerden der verkürzten Veranstaltungsdauer des ZLF in 
diesem Jahr befanden sich mein Haus und ich selbst seit Mitte Oktober 
2023 mit dem Bayerischen Bauernverband in intensiven Gesprächen, um 
ein gemeinsames Konzept für die Oide Wiesn und das Zentral-Landwirt-
schaftsfest zu erarbeiten. 
Von meiner Fachabteilung wurde hierfür ein Plan sowie eine Übersicht 
über die notwendigen Ausschreibungen erarbeitet und dem Bayerischen 
Bauernverband vorgestellt. 
Der Gegenvorschlag des Bayerischen Bauernverbands wurde den Mitglie-
dern des Interfraktionellen Arbeitskreises Oktoberfest am 5.12.2023 prä-
sentiert. 
Dem, aus dem Interfraktionellen Arbeitskreis resultierenden Auftrag an das 
RAW, auf Basis der Präsentation des Bayerischen Bauernverbands einen 
detaillierteren gemeinsamen Vorschlag zu erarbeiten, ist das RAW nachge-
kommen. 

Es war daher überraschend, als ich am 18.1.2024 gegen 17 Uhr vom Bay-
erischen Bauernverband darüber in Kenntnis gesetzt wurde, dass das 
Bayerische Zentral-Landwirtschaftsfest 2024 nicht stattfinden werde. Der 
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Beschluss sei bereits am Dienstag, 16.1.2024, im Bauernverband gefasst 
worden. 

Als Konsequenz aus der Absage des ZLF wurde die Ausschreibung zur 
Oidn Wiesn bereits am 19.1.2024 veröffentlicht und alles veranlasst, um 
die Oide Wiesn im gewohnten Umfang stattfinden zu lassen. Dies löst ak-
tuell einen erheblichen Mehraufwand im Fachbereich 6 – Veranstaltungen 
des RAW aus, der nun in kurzer Frist zu bewältigen ist, damit der Südteil 
der Theresienwiese nicht ungenutzt bleibt.

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft schätzt das ZLF als wichtige, mit 
dem Oktoberfest historisch eng verbundene Veranstaltung. Aus diesem 
Grund ist es aus Sicht des Referats wünschenswert, dass das ZLF 2028 
wieder stattfindet. Hinsichtlich der Gestaltung eines möglichen ZLF im 
Jahr 2028 wird mein Haus in engem Kontakt mit dem Bayerischen Bauern-
verband bleiben, um ein für alle Beteiligten zufriedenstellendes Konzept zu 
entwickeln, das die Integration beider Veranstaltungen auf dem Südteil der 
Theresienwiese in den Mittelpunkt der Planungen stellt.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Die Stadt beendet die öffentliche Aufforderung zur Denunziation von 
Mitbürgern
Antrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 20.11.2023

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behand-
lung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist. 
Die Durchführung von Kooperationsgesprächen und Kampagnen zu ein-
zelnen Themen findet im Auftrag des Oberbürgermeisters statt und stellt 
somit eine laufende Angelegenheit der Verwaltung dar.

Zu Ihrem Antrag vom 20.11.2023 teile ich Ihnen Folgendes mit:
Sie haben beantragt, die Kampagne „Zeig Flagge. Zeig´s an!“ zu stoppen, 
das Kooperationsprojekt der Koordinierungsstelle mit dem Polizeipräsidium 
zu beenden und den Fonds Queere Gleichstellung aufzulösen.
Ihr Einverständnis vorausgesetzt, beantworte ich letzteres ebenfalls mit 
diesem Schreiben. 

Die Kampagne der KGL, die in Kooperation mit dem Polizeipräsidium Mün-
chen entwickelt wurde, bezieht sich auf das Anzeigen von Straftaten nach 
dem deutschen Strafgesetzbuch und hat somit nicht ansatzweise etwas 
mit Denunziation zu tun.

Sowohl die Kampagne als auch die Kooperation mit dem Polizeipräsidium 
werden selbstverständlich weitergeführt. Der Fonds Queere Gleichstellung 
wurde auf Beschluss des Stadtrats (Nr. 20-26/V 08341) eingerichtet. Es ist 
nicht ersichtlich, weshalb er eingestellt werden sollte. 

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich Kenntnis zu nehmen und 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anträge und Anfragen 
aus dem Stadtrat 
Donnerstag, 14. März 2024 

Verstimmungen im Rathaus beseitigen  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl, Roland Hefter, Anne  
Hübner, Marian Offman, Klaus Peter Rupp, Christian Vorländer  
(SPD/Volt-Fraktion), Ulrike Grimm, Heike Kainz, Hans-Peter  
Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER), Sonja  
Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann, Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/ 
München-Liste) und Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff,  
Richard Progl, Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) 

Frühzeitige Vorbereitung der Wahl des Seniorenbeirats 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, 
Ulrike Grimm, Heike Kainz und Thomas Schmid (Stadtratsfraktion  
der CSU mit FREIE WÄHLER) 

„Lass das Elterntaxi stehen“ – Zu Fuß gehen für mehr Schul- 
wegsicherheit!  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola  
Holtmann und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Wie kann München die bürgerschaftliche Friedensbewegung 
weiterhin unterstützen? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola  
Holtmann und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Die bessere Nordtangente –Tram UNTER dem Englischen Gar- 
ten planen! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele  
Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtrats- 
fraktion) 

Stadt drogensicher planen I – An die Kinder denken 
Antrag Stadträtin Marie Burneleit (Die PARTEI) 

Stadt drogensicher planen II – An die Wirtschaft denken 
Antrag Stadträtin Marie Burneleit (Die PARTEI) 

Stadt drogensicher planen III – An die Sicherheit denken 
Antrag Stadträtin Marie Burneleit (Die PARTEI) 



 
 
 
 
 
 

 

  

 
Verstimmungen im Rathaus beseitigen 
 
 
ANTRAG 
Die Stadtverwaltung wird gebeten, das weltberühmte Glockenspiel im Turm des Neuen 
Münchner Rathauses baldmöglichst stimmen zu lassen. 
 
BEGRÜNDUNG 
Das Glockenspiel im Turm des Neuen Rathauses am Marienplatz ist nicht nur weltberühmt, 
sondern auch bei Gästen wie auch Einheimischen gleichermaßen beliebt. 
Täglich versammeln sich zu drei unterschiedlichen Zeiten jeweils Hunderte von Menschen, um 
die 1568 gefeierte Hochzeit von Herzog Wilhelm V. mit Renata von Lothringen, den Tanz der 
Schäffler und vier verschiedene Melodien zu bestaunen. 
Leider haben sich die 43 Glocken seit der letzten Sanierung, Reinigung und Ertüchtigung im 
Jahr 2007 deutlich hörbar verstimmt. Die Bürgerschaft witzelt bereits darüber, dass sich 
"anhaltende Verstimmungen" im Rathaus auf das Glockenspiel übertragen haben. 
Ein zeitnahes Stimmen der Glocken ist auch im Sinne der städtischen Außenwirkung 
unbedingt wünschenswert und wird mit Nachdruck unterstützt. 
 

SPD/Volt-Fraktion 
Roland Hefter 
Nikolaus Gradl 
Anne Hübner 
Marian Offman 
Klaus Peter Rupp 
Christian Vorländer 
Mitglieder des Stadtrates 
 

CSU mit Freie Wähler 
Hans-Peter Mehling 
Ulrike Grimm 
Heike Kainz 
Mitglieder des Stadtrates 
 

ÖDP / München-Liste 
Tobias Ruff 
Sonja Haider 
Dirk Höpner 
Nicola Holtmann 
Mitglieder des Stadtrates 
 

FDP Bayernpartei 
Prof. Dr. Jörg Hoffmann 
Gabriele Neff 
Richard Progl 
Fritz Roth 
Mitglieder des Stadtrates 
 

 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 

München, 14. März 2024 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         

               14.03.2024  

 
Frühzeitige Vorbereitung der Wahl des Seniorenbeirats 

 
Die Stadtverwaltung wird gebeten, die kommende Wahl der Seniorenvertretung im Jahr 2026 
möglichst frühzeitig vorzubereiten. In Zusammenarbeit mit dem bestehenden Seniorenbeirat, 
der Sozialbürgerhäuser und der Bezirksausschüsse entwickelt das Kreisverwaltungsreferat ein 
Konzept zur Erhöhung der Bekanntheit der Wahl und in Folge der Wahlbeteiligung.  

 

Begründung     

 
Der Seniorenbeirat tritt für die Interessen von mehr als 300.000 Menschen in München über 60 

in Gesellschaft und Politik ein. Dieser besteht seit über 40 Jahren und wurde im Jahr 2022 zum 

zwölften Mal gewählt. Die Seniorenvertretung setzt sich aus der Seniorenvertreterver-

sammlung (Gesamtzahl der gewählten Seniorenvertreter*innen) und dem Seniorenbeirat, dem 

zentralen Beratungs- und Beschlussorgan zusammen. Daneben werden in den Stadtbezirken 

örtliche Seniorenvertretungen gebildet. Diese übernehmen die Aufgabe, die Verbindung 

zwischen den älteren Einwohner*innen und dem Seniorenbeirat herzustellen und die Anliegen 

dorthin zu transportieren.  

 

Um eine größtmögliche Wahrnehmung des betreffenden Personenkreises für die nächste Wahl 

im Jahr 2026 zu erreichen, ist eine frühzeitige Konzeptionierung zur Öffentlichkeitswirksamkeit 

notwendig und muss alle Akteure einbeziehen.  

 

Alexandra Gaßmann (Initiative)   Heike Kainz   Thomas Schmid 

Stadträtin     Stadträtin   Stadtrat 

  

 

Andreas Babor     Ulrike Grimm 

Stadtrat     Stadträtin 

 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 14.03.2024 
Antrag: 
„Lass das Elterntaxi stehen“ – Zu Fuß gehen für mehr Schulwegsicherheit! 

In den Münchner Grundschulen wird nach dem Vorbild der Stadt Augsburg die 
Kampagne „Lass das Elterntaxi stehen“ gestartet. Begleitet werden soll die Aktion mit 
Schulwegtrainings und Informationsmaterialien für Eltern. 

Begründung: 

Der deutsche Städtetag ruft die Kommunen dazu auf, mehr gegen das 
Verkehrschaos durch Elterntaxis vor Schulen zu unternehmen. Durch die vielen 
Autos, die die Schulen am Morgen anfahren, würden Kinder gefährdet, die sich 
zwischen ein- und ausparkenden Autos durchschlängeln müssten.1  
 
In München läuft an einigen Grundschulen das Projekt „Bus mit Füßen“. Die Kinder 
werden von Erwachsenen auf einer festen Route zur Schule begleitet. An jeder 
„Haltestelle“ können sich Kinder der Gruppe anschließen.2 Dennoch sollte möglichst 
ergänzend und stadtweit eine neue Initiative gestartet werden. 
 
Einen positiven Anreiz, das Elterntaxi stehen zu lassen, hat die Stadt Augsburg 
gefunden. Dort wurde im Februar 2024 die Aktion "Lass das Elterntaxi stehen" 
gestartet. Ziel ist es, mehr Kinder zu motivieren, zu Fuß zur Schule zu gehen. Zur 
Belohnung für jeden Tag, den die Grundschulkinder ihren Schulweg ohne Auto 
zurückgelegt haben, bekommen sie einen Stempel. Am Ende der Aktion können 
diese eingelöst werden und die Kinder erhalten Eintrittskarten fürs Freibad, 
Workshops oder Museumsbesuche.  
 
Die Initiative soll nicht nur den Spaß am Gehen fördern, sondern auch den Verkehr 
reduzieren und die Sicherheit der Kinder verbessern. Trotz vorhandener Maßnahmen 
wie Schulwegtrainings und Parkverbote vor Schulen gibt es immer noch Eltern, die 
mit dem Auto bis vor die Schule fahren. Die Aktion wurde vor allem auch von den 
Kindern positiv aufgenommen. 
 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Sonja Haider, stellv. Fraktionsvorsitzende, Mobilitätspolitische Sprecherin 
Nicola Holtmann, Stadträtin 
Dirk Höpner, Bildungspolitischer Sprecher   

 
1 https://www.sueddeutsche.de/politik/schulweg-staedtetag-will-verkehrschaos-durch-elterntaxis-
eindaemmen-1.6440047  
2 https://muenchenunterwegs.de/angebote/bus-mit-fuessen  

https://www.sueddeutsche.de/politik/schulweg-staedtetag-will-verkehrschaos-durch-elterntaxis-eindaemmen-1.6440047
https://www.sueddeutsche.de/politik/schulweg-staedtetag-will-verkehrschaos-durch-elterntaxis-eindaemmen-1.6440047
https://muenchenunterwegs.de/angebote/bus-mit-fuessen


Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 

 München, 14.03.2024 
Anfrage: 
Wie kann München die bürgerschaftliche Friedensbewegung weiterhin 
unterstützen? 
 
Am 1.2.24 wurde von den Fraktionen Die Grünen/ Rosa Liste und SPD/Volt ein Antrag 
gestellt zur Einstellung der Förderung der „INTERNATIONALEN MÜNCHNER 
FRIEDENSKONFERENZ“. Zur Begründung wurde genannt, dass die Förderung nicht 
mehr in das Portfolio des Kulturreferats passen würde. Die Friedenskonferenz findet 
alljährlich Mitte Februar parallel zur Münchner Sicherheitskonferenz statt und wurde seit 
ca. 20 Jahren vom Kulturreferat gefördert. Mit der fehlenden Teilfinanzierung in Höhe 
von 6.500 € pro Jahr ist ihr Überleben akut gefährdet. 
 
Im letzten „Mayors for Peace Joint Appeal - Calling for peaceful resolution of armed 
conflicts and the elimination of nuclear weapons“ vom 22.02.24 steht: „Jetzt ist es an der 
Zeit, dass sich die gesamte Zivilgesellschaft zusammenschließt, um ein 
Friedensbewusstsein zu fördern.“1 Seit Mitte 2005 ist München Mitglied bei den „Mayors 
for Peace“, zusammen mit weltweit über 3.300 Städten. Darüber hinaus trägt 
Deutschland und vor allem auch München eine historische Verantwortung, sich für 
Frieden und Verständigung auf der Welt einzusetzen. 
 
Wir fragen deshalb den Herrn Oberbürgermeister: 

 

1. Aus welchen Budgets wurden die bisherigen Förderungen für die Münchner 
Friedenskonferenz und ggf. weiteren Friedensinitiativen gezahlt?  

2. Wenn im Zuge der Richtlinienüberarbeitung des Kulturreferates Förderungen ab 
sofort wegfallen: Wie sehen die neuen Richtlinien aus? Welche bisherigen 
Förderungen sind betroffen? Wie und wann werden die Fördernehmer darüber 
informiert, dass sie aus der Förderung herausfallen? 

3. Wurde seitens des Kulturreferates Kritik bzgl. Inhalt oder Format an die 
Organisatoren herangetragen?  

4. Wird derzeit eruiert, inwiefern die Förderungen für Friedensinitiativen aus anderen 
Fördertöpfen geleistet werden können, z.B. von der Fachstelle für Demokratie? 

 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Sonja Haider, stellv. Fraktionsvorsitzende 
Nicola Holtmann, Stadträtin 
Dirk Höpner, Stadtrat 

 
1 https://www.mayorsforpeace.org/en 



 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter 
Rathaus 
 

13.03.2024 
 
Antrag 
Die bessere Nordtangente –Tram UNTER dem Englischen Garten planen! 
 
Die Landeshauptstadt München plant die Streckenführung für die Tram Nordtangente neu: 

Die bestehende Strecke wird auf der Barer / Nordend- / Belgradstraße weitergeführt, biegt 
rechts ab in die Karl-Theodor-Straße über Bonner Platz und Rheinstraße, kreuzt Leopold- und 
Ungererstraße und führt weiter über die Dietlindenstraße. 

Im weiteren Verlauf wird die Tramlinie in die Planung des Tunnels „Ein Englischer Garten“ 
integriert und ein Anschluss an die bisherigen Planungen östlich des Englischen Gartens 
hergestellt.  

 
Begründung: 
 
Nach dem Veto des Freistaats zur Tram im Englischen Garten muss die Landeshauptstadt 
München ihre Planungen zur Tram Nordtangente auf neue Füße stellen. Das bietet die 
Chance, das gesamte Projekt neu zu denken und eine bessere Lösung zu finden. 

Unser Vorschlag vermeidet die verkehrlich extrem problematische Führung über die 
Leopoldstraße, die für den Autoverkehr ein Stau-Fiasko bedeuten würde. Stattdessen soll die 
Tram weiter nördlich an der Rhein- / Potsdamer Straße die Leopoldstraße nur queren. 

Diese Lösung bietet außerdem die Möglichkeit, die bestehenden U-Bahn-, Bus- und 
Straßenbahnlinien anzubinden und so gute Umsteigebeziehungen zu schaffen. 

Der Tunnel „Ein Englischer Garten“ ist eine wichtige Maßnahme zur Stadtreparatur, der 
gleich vier Vorteile bietet: einen wiedervereinigten Park oberirdisch sowie besseren 
Verkehrsfluss und eine störungsfreie Tramführung unterirdisch. Außerdem entfällt mit der 
Tram im Tunnel die Notwendigkeit für eine teure Akku-Lösung. 

 

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender) 
  Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende) 
  Fritz Roth 
  Richard Progl 

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80331 München 
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Stadt drogensicher planen I - An die Kinder denken  

Antrag  

Die Verwaltung wird beauftragt, bereits jetzt durch frühzeitige Planung von weiteren 

Kindergärten, Spielplätzen und Jugendzentren bzw. Jugend-Containern im Stadtgebiet die 

gesetzlich möglichen öffentlichen Konsumorte von Cannabis zu begrenzen. 

Begründung 

„Wer den freien Genuss von Cannabis befürwortet, nimmt in verantwortungsloser Weise den 

Tod von tausenden junger Menschen in Kauf.“ Zitat Emund Stoiber.  

Grün ist, äh Es ist grünes Gift! 

Denkt denn keine an die Kinder? Mit Sorge blicken wir auf die Entwicklung, eine weitere 

Volksdroge in München zu etablieren. Den nur weil Alkohol (zurecht!) legal aber gefährlich ist, 

ist Cannabis kein harmloser Brokkoli1.  

 

Initiative:  

Stadträtin Marie Burneleit 

 

Dieser Antrag ist im Generischen Femininum formuliert: es gelten grammatisch feminine Personenbezeichnungen gleichermaßen 

für Personen weiblichen, nicht-binärem und männlichen Geschlechts. 

 

 

 

1 https://www.telepolis.de/features/Wir-haben-zwei-Volksdrogen-Ich-brauche-keine-Dritte-4889665.html 
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Stadt drogensicher planen II – An die Wirtschaft denken  

Antrag  

Die Verwaltung wird beauftragt, bereits jetzt durch frühzeitige Planung die durch den 

Gesetzentwurf möglichen, öffentlichen Konsumorte von Cannabis zu begrenzen.  

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, auf Borius Pistorius zuzugehen, um München als 

Modellprojekt für innerstädtische Truppenübungsplätze in Fußgängerzonen zwischen 20 und 7 

Uhr vorzuschlagen. 

Um die Theresienwiese werden, falls nötig, mehr Spielplätze erreichtet, jeweils im 200m 

Radius zueinander, um das Oktoberfest frei von Drogen zu halten. 

Begründung 

München ist ein Tourismusmagnet und das zu Recht. Wo sonst gibt es Sehenswürdigkeiten 

wie den Kotzhügel, pittoreske Panzerteststrecken und gleich zwei theoretische Konzertsäle? 

Touristinnen, sowie die lokale Wirtschaft dürfen daher nicht durch lethargische Kifferinnen in 

Batik-Gewändern gestört werden. Um das größte und schönste Volksfest weiterhin frei von 

unkontrolliertem Drogenkonsum zu halten, werden Spielplätze um die Theresienwiese gebaut 

und während dem Oktoberfest - falls notwendig – temporäre Spielplätze aufgestellt.  

Die Fußgängerzone muss für komsumfreudige Gäste drogenfrei und attraktiv bleiben, daher 

wird diese für nächtliche Truppenübungen in ziviler Umgebung freigegeben. 

Der Verteidigungsfall kann so kommunal gedacht werden. 

Initiative:  

Stadträtin Marie Burneleit 

Dieser Antrag ist im Generischen Femininum formuliert: es gelten grammatisch feminine Personenbezeichnungen gleichermaßen 

für Personen weiblichen, nicht-binärem und männlichen Geschlechts. 
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Stadt drogensicher planen III - An die Sicherheit denken  

Antrag  

Die Verwaltung wird beauftragt, bereits jetzt durch frühzeitige Planung die durch den 

Gesetzentwurf möglichen öffentlichen Konsumorte von Cannabis strikt und engmaschig zu 

begrenzen. Wie bereits 2022 gefordert1 soll die Isar als Naherholungsgebiet der einzige 

Bereich in der Stadt sein, der für den Konsum von Cannabis genutzt werden kann.  

 

Begründung 

Der Freistaat wird „mit Sicherheit kein lauschiges Plätzchen zum Kiffen sein“.2 Denn nur so 

können wir garantieren, dass München weiterhin sicherste Stadt bleibt.  

Wir fordern: Kifferinnen einkesseln – Grünzug für Grünzeug3. Die Verwaltung muss entlang der 

Isar alle Hindernisse beseitigen, die einen legalen Cannabis-Konsum im Weg stehen. So 

können Konsumentinnen leichter kontrolliert und überwacht werden (PAG-Smiley). Dabei 

sollen keine Denkverbote herrschen: auch ein Zutrittsverbot von Menschen unter 18 Jahren 

muss konsequent und mutig zu Ende gedacht werden. Der Kommunale Außendienst (KAD) 

könnte hier als Kifferinnen-Außendienst (KiAD) effizient eingesetzt werden. 

 

Initiative:  

Stadträtin Marie Burneleit 

Dieser Antrag ist im Generischen Femininum formuliert: es gelten grammatisch feminine Personenbezeichnungen gleichermaßen 

für Personen weiblichen, nicht-binärem und männlichen Geschlechts. 

 
1 https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/7160563  „Wir bringen das Grünen Wahlversprechen ins Leben: Breit, weil ihr es seid. München hat kaum Kiosk-Kultur. (…) Daher (…): Alle Isar-Kioske erhalten eine 

Coffeeshop-Lizenz und haben das ganze Jahr geöffnet.“. 

2. www.csu.de, Judith Gerlach am 12.03.2024 

3. Kampagnentitel darf gegen Zahlung eines 5 -stelligen Beratungshonorars uneingeschränkt genutzt werden. 

 

 

http://www.csu.de/
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Donnerstag, 14. März 2024 
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Pressemitteilung – München, 14. März 2024

Ergebnis des Realisierungswettbewerbs 
für Baufeld WA 4 in Neufreimann
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Realisierungswettbewerb
Die Münchner Wohnen rief in enger 
Zusammenarbeit mit der Landeshaupt-
stadt München den Realisierungswettbe-
werb für ihr Baufeld „Allgemeines Wohn-
gebiet 4“ (WA 4) in Neufreimann aus. Es 
grenzt im Norden an die „Nördliche 
Ringstraße“, im Süden an den „Grünbou-
levard“ und im Osten an den Stadtpark.

Die Preisträger*innen 
Den ersten Preis sicherten sich Lamott. 
Lamott Architekten mit den Landschafts-
architekt*innnen Möhrle und Partner.  Die 
Jury lobte das Gebäude als „zusammen-
hängende ausgewogene Figur gleicher-
maßen gelassen und selbstbewusst“ 
sowie „den hohen Öffnungsgrad [...] mit 
dem Außenraum“. Die beiden dritten 
Preise ging an eap Architekten 
Stadtplaner mit den Landschafts-
architekt*innen Brandhoff 

Voss sowie an das Architekturbüro 
BUERO BB Architektenpartnerschaft mit 
Frank Roser Landschaftsarchitekten. 
Anschließend an den Wettbewerb wird 
ein Verfahren gemäß der „Verordnung 
über Vergabe öffentlicher Aufträge“ (VgV) 
stattfinden, in dem festgelegt wird, 
welches Büro das Projekt realisiert. „In 
Neufreimann entsteht ein ganz neues 
Stadtviertel und uns ist wichtig, dass alle 
Projekte zusammenpassen und dennoch 
einen hohen Wiedererkennungswert 
haben“, sagt Verena Dietl, Aufsichts-
ratsvorsitzende der Münchner Wohnen 
und Bürgermeisterin der Landeshaupt-
stadt, „Wir haben hier einen Wettbewerb 
durchgeführt, um das beste Ergebnis zu 
erhalten“, ergänzt Dr. Doris Zoller, 
Vorsitzende der Geschäftsführung der 
Münchner Wohnen.

Bild: Rendering des 
Siegerentwurfs

Quelle: Lamott. Lamott 
Architekten 

Ihr Ansprechpartner

Dr. Daniel Abitor 
Abteilungsleiter Unterneh-
menskommunikation 
089 877 662 9731
daniel.abitor@
muenchner-wohnen.de

Münchner Wohnen
Gustav-Heinemann-Ring 111
81739 München



für Bildung gesorgt. Für eine lebendige 
Nachbarschaft sind soziale Einrichtungen 
wie ein Zentrum für Senior*innen, eine 
Jugendfreizeitstätte und Nachbarschafts-
treffs geplant. Außerdem wird eine 
Zweigstelle der Münchner Volkshoch-
schule ein breites Bildungsprogramm für 
Erwachsene anbieten. Supermärkte und 
kleinere Geschäfte runden das Angebot 
ab.

Ausstellung
Die Ausstellung der Wettbewerbsentwür-
fe kann vom 14. bis 28. März 2024 im 
Erdgeschoss des Referats für Planung 
und Bauordnung in der Blumenstraße 
28b, werktäglich (Montag - Freitag) 
von 8 bis 20 Uhr besichtigt werden.

Wettbewerbsaufgabe
Geplant ist ein Neubau mit rund 185 
Wohnungen, einem Haus für Kinder 
sowie einer Tiefgarage. Die Wohnungen 
sind alle gefördert nach München Modell 
Miete (MMM), Einkommensorientierter 
Förderung (EOF) oder im preisgedämpf-
ten Konzeptionellem Mietwohnungsbau 
(KMB).
Ziel der Ausschreibung war es, qualitäts-
volle Lebensräume für die Bewohnenden 
zu schaffen und gleichzeitig nachhaltig 
zu bauen. 

Neufreimann - Wohnen und Leben
Auf dem Gebiet der ehemaligen Bayern-
kaserne im Münchner Stadtteil Freimann 
entsteht ein neues Stadtviertel.  Auf 60 
Hektar enteht Wohnraum für rund 15.000 
Menschen. Mit Kindertagesstätten, zwei 
Schulstandorten mit einem Gymnasium, 
zwei Grundschulen, einer Förderschule, 
einer Musikschule und Sportanlagen ist 
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Münchner Wohnen. Damit München eine Stadt für alle bleibt.
Die Münchner Wohnen ist die Wohnungsbaugesellschaft der Landeshauptstadt Mün-
chen. Im Mittelpunkt ihrer Arbeit steht die Wohn- und Lebensqualität der Kund*innen. 
Jede*r zehnte Münchner*in lebt zu bezahlbaren Mieten in einer der etwa 70.000 Woh-
nungen. Die Münchner Wohnen ist so vielfältig wie unsere Stadt: Mehr als 1.100 Kol-
leg*innen planen, bauen und sanieren nachhaltig Wohnraum, verwalten und pflegen 
Häuser, Quartiere und Grünflächen oder sind im Kundenservice und Sozialdienst für alle 
ihre Mietenden da.
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